
Merkblatt „Interessenkonflikte“ 

Dieses Merkblatt informiert über Interessenkonflikte bei der Auftragsvergabe.  

 

Für die Vergabe öffentlicher Aufträge wird insbesondere um Beachtung von § 6 VgV 2016 „Vermeidung von 

Interessenkonflikten“ gebeten. 

 

Von Interessenkonflikten besonders gefährdet sind die jeweiligen Entscheidungsträger/innen bzw. handeln-

den Personen (z. B. Auftraggeber/in, Auftragnehmer/in, Subunternehmer/in, Gutachter/in, Mitglieder von Un-

ternehmenszusammenschlüssen), wenn eine Gemeinsamkeit der Interessen vorliegt. Diese Gemeinsamkeit 

kann auf einer familiären oder privaten Verbundenheit, einer politischen Übereinstimmung, einer nationalen 

Zugehörigkeit, einem wirtschaftlichen Interesse oder aus anderen Gründen, die auf direkten oder indirekten 

persönlichen Interessen beruhen, basieren und dazu führen, dass bestimmte Aufgaben nicht unparteiisch 

und objektiv wahrgenommen werden. Interessenkonflikte können insbesondere auftreten, wenn sich Ver-

wandte, Freunde oder Partner als Bieter/in an Aufträgen beteiligen oder geschäftliche Verflechtungen zwi-

schen den Beteiligten bestehen. 

 
Wird eine Entscheidung durch eine Person getroffen, die einem Interessenkonflikt unterliegt und hatte dieser 

bestehende Interessenkonflikt Auswirkungen auf die getroffene Entscheidung, stellt dies einen Fehler dar, 

der der Antragstellerin/dem Antragsteller zugerechnet werden kann.  

 

Als Folge eines rechtswidrigen Interessenkonfliktes oder des Nichtanzeigens eines bestehenden Interessen-

konfliktes bei der Bewilligungsstelle kommen je nach Schwere Rückforderungen oder Verwaltungssanktionen 

bis hin zum Förderausschluss und/oder eine strafrechtliche Verfolgung wegen Subventionsbetruges gemäß 

§ 264 StGB i. V. m. § 6 SubVG in Betracht. 

 

Ob im Einzelfall ein Interessenkonflikt vorliegt, ist abhängig von objektiven und subjektiven Tatbeständen.  

Im Zweifelsfall sollte die Auftraggeberin/der Auftraggeber die Problematik mit der betroffenen Person klären.  

 

Von Beschäftigten können z. B. Erklärungen über das Nichtvorliegen von Interessenkonflikten abgefordert 

werden. Auch sollen Beschäftigte dazu angehalten werden, mögliche oder tatsächlich bestehende Interessen-

konflikte anzuzeigen um ein fehlerfreies Verfahren zu gewährleisten und keine Zweifel an der Rechtmäßigkeit 

getroffener Entscheidungen und Veranlassungen aufkommen zu lassen. 

 

Mittel zur Beilegung oder Vermeidung von Interessenkonflikten können z. B. sein: 

• Ausschluss einer betroffenen Person von der Teilnahme am Entscheidungsprozess, 

• Änderung des Aufgabenbereichs der betroffenen Person 

• Beschränkung des für den Entscheidungsprozess relevanten Informationszugangs der betroffenen Person, 

 

Die Antragstellerin/Der Antragsteller versichert durch Nr. 4.5 der „Allgemeinen Erklärungen zum Förderan-

trag“, dass zum Zeitpunkt der Antragstellung nach ihrem/seinem besten Wissen und Gewissen kein Interes-

senkonflikt besteht und zu jedem Zeitpunkt des Förderverfahrens umgehend der Bewilligungsstelle mitgeteilt 

wird, wenn ein Interessenkonflikt im Förderverfahren angenommen wird. A
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